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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Der Ständerat hatte seine Mittlerrolle zwischen Kassen und Kantonen von der
Bedingung abhängig gemacht, dass sich diese vorgängig seiner Beschlüsse über die
noch offenen Kosten für das Jahr 2001 einigten. Mitte März kamen die
Sanitätsdirektorenkonferenz und Santésuisse in Verhandlungen überein, dass die
Kantone den Krankenversicherern für 2001 Nachzahlungen von 250 Mio Fr. leisten. Es
stellte sich allerdings die Frage, wem diese Summe zugute kommen sollte. In seiner
Antwort auf eine Interpellation Joder (svp, BE) im Nationalrat vertrat der Bundesrat die
Ansicht, diese Gelder seien vollumfänglich den Zusatzversicherten, welche bisher ihren
Aufenthalt in den halbprivaten und privaten Abteilungen allein via Prämien bezahlten,
zurückzuerstatten. Mit der Kontrolle der korrekten Umsetzung wurde das Bundesamt
für Privatversicherungen beauftragt. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Angesichts der etwas verfahrenen Situation der Interkantonalen Vereinbarung über die
Koordination der hochspezialisierten Medizin reichte Ständerätin Fetz (sp, BS) eine
Motion ein, mit der sie den Bundesrat verpflichten wollte, selber aktiv zu werden, falls
sich die Kantone nicht bis im Frühjahr 2006 einigen können. Dieser verwies auf die
noch nicht in Kraft getretene Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), weshalb er der Umsetzung durch
die Kantone nicht vorgreifen wolle. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 27 zu 11
Stimmen abgelehnt. Weil der Bundesrat aus den gleichen Gründen Ablehnung
beantragte, zog Nationalrat Joder (svp, BE) eine analoge Motion (Mo. 04.3634) zurück.
Die Verzögerungen bei der Umsetzung der IVKKM veranlasste auch die im Nationalrat
vertretene Ärzteschaft, im Fall einer nicht einvernehmlichen Lösung eine Intervention
des Bundes zu verlangen. (Zur NFA siehe hier.) 2

MOTION
DATUM: 12.12.2005
MARIANNE BENTELI

Les chambres ont adopté une motion Joder (udc, BE) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer des mesures garantissant la non-discrimination des prestataires privés
d’aide à domicile dans la mise en œuvre du nouveau régime de financement des soins.
Le postulant estime que les acteurs privés sont fortement défavorisés malgré la
nouvelle loi sur le financement (BRG 05.025) des soins adoptée en 2008. 3

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Die Behandlungsfrist für die zwei Jahre zuvor von beiden SGK angenommene
parlamentarische Initiative Joder (svp, BE) zur gesetzlichen Anerkennung der
Verantwortung der Pflege wurde um zwei Jahre verlängert. Mit der Initiative soll das
Krankenversicherungsgesetz so angepasst werden, dass die Pflegefachpersonen einen
Teil ihrer Leistungen in eigener Verantwortung erbringen können. Die Fristerstreckung
wurde mit nötigen, weiteren Arbeiten im Hinblick auf einen Erlassentwurf begründet,
die in der Folge angegangen werden sollen. Sobald ein definitiver Vorentwurf vorliegt,
wird die SGK über die Durchführung eines Vernehmlassungsverfahrens entscheiden.
Das Nationalratsplenum folgte diskussionslos dem einstimmigen Antrag seiner
Kommission. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Joders (svp, BE) parlamentarische Initiative zur Gleichstellung diverser
Spitexorganisationen erhielt einen Dämpfer, als die SGK des Ständerates ihr die
Unterstützung versagte. Deutlich, mit 12 zu einer Stimme, waren die
Gesundheitspolitikerinnen und Gesundheitspolitiker der kleinen Kammer der Ansicht,
die hauswirtschaftlichen Leistungen der gewinnorientierten Spitex-Organisationen
nicht von der Mehrwertsteuerpflicht befreien zu wollen. Begründet wurde dieser
Entscheid mit möglichen Abgrenzungsproblemen. Bevor eine rechtliche Gleichstellung
der öffentlichen und der privaten Spitex angestrebt werden könne, bedürfe es überdies
weiterer Abklärungsarbeiten. Besonders in finanziellen Aspekten gebe es offene Punkte
– zum Beispiel betreffend Mehrwertsteuer, betreffend Beiträge zur Förderung von
Altershilfe und auch in Bezug auf die Mengensteuerung –, die noch traktandiert werden

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.07.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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müssten. Ferner zeigten sich die Kommissionsangehörigen skeptisch, ob private Spitex-
Dienstleister überhaupt gewillt seien, gleiche Pflichten auferlegt zu bekommen wie die
öffentlichen Spitexorganisationen.

Im Oktober 2016 wurde schliesslich das Aus der parlamentarischen Initiative Joder (svp,
BE) besiegelt. Nach dem Folgeleisten in der Kommission des Erstrates und dem Nein in
der Schwesterkommission war es eigentlich am Plenum des Erstrates, hierzu ein Urteil
zu fällen. So weit kam es jedoch nicht, die SGK des Nationalrates zog die Initiative
zurück. Begründet wurde dies mit den gleichen Vorbehalten, welche die SGK-SR
formuliert hatte. Mit 12 zu 7 Stimmen wurde der Rückzug beschlossen. Damit war das
Thema aber noch nicht vom Tisch, da sich bereits abgezeichnet hatte, dass hierzu eine
Kommissionsmotion eingereicht werden würde. Mit dieser sollten die noch zu grossen
Vorbehalte und offenen Fragen zu Joders Ansinnen angegangen werden. Die
Gleichstellung diverser Spitexorganisationen musste also fortan auf anderem Wege
angestrebt werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.10.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) AB NR, 2002, S. 1135. Presse vom 19.3., 27.4. und 3.7.02; Bund, 18.12.02; NZZ, 22.1.03.; AB NR, 2002; S. 1135
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3) BO CN, 2011, p. 527 ; BO CE, 2011, p. 1023 s.
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